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In unserer so komplex gewordenen Welt 
gibt es zum Glück noch Themen, die 
versteht das kleinste Kind. Der Sport 
ist eines davon, die Schule das andere. 
So haben die SCL Tigers geschätzte 
10‘000 Coaches. Und darum wissen 
acht Millionen Schweizer Lehrer, wie 
man Schule gibt. 
Nun ist aber selbst die Sache mit der 
Schule komplizierter geworden. Heute 
reicht es nicht mehr, dass du Lehrer bist, 
du musst dazu noch effizient sein. In der 
Schule ist es also wie im richtigen Leben. 

Schule kann jeder
Man verlangt von dir maximalen Output 
bei minimalen Kosten. Mir kommt da 
gleich die Hannelore in den Sinn. Ob-
wohl die gar nicht Lehrerin ist, sondern 
Küchenchefin im Regionalspital. Damals, 
als mit Europa noch Freizügigkeit galt, 
ward sie als Wirtschaftsflüchtling aus 
Weimar hereingeschleust. Sie kriegte 
den Posten, weil ihre Thüringer Klösse 
wie heimischer Kartoffelpüree schme-
cken, nur besser. Woche für Woche 
füttert sie seither 700 Patienten durch. 
100 sind es jeden Tag, genau so viele 
wie Betten im Haus. 100 neue, wohl-
gemerkt, denn die Leute werden immer 
schneller gesund. Lungerten die Kranken 
früher wochenlang im benachbarten 
Entenpark herum, um die kleinen Kin-
der mit Krücken oder Zigarettenqualm 
zu verscheuchen, so werden sie heute 
vor Anbruch der Dunkelheit für gesund 
erklärt und fristlos entlassen. Effizient ist 
das allemal, zumindest aus Hannelores 
Sicht, denn ihre Klösse hat jeder gern.
Und oben in der Pflege sorgt Lores 
beste Freundin für Effizienz. Die Bärbel 
aus Buxtehude, das ist nämlich die 
Oberschwester im Haus. Sie schaut, dass 
am Morgen dein Bett bezogen ist. Dass 
um neun der Anästhesist kommt. Um 
zehn das Skalpell. Victorinox, Schweizer 
Edelschnitt. Um elf das Schmerzmittel, 
der letzte Schrei. Nicht ganz billig, aber 
wirksam. Um zwölf der Napf mit den 
Klössen, die du nicht riechen kannst. 
Um dreizehn der Nasenchirurg, der sich 
entschuldigt. Um vierzehn Professor Mü-
cke, der Mann für die Qualität. Du füllst 
den Feedback-Bogen aus und schluckst 
die nächste Tablette. Um fünfzehn die 
Krankenschwester mit dem Tagespro-
tokoll. Um sechzehn die Bärbel, die den 
Fackel unterschreibt. Um siebzehn der 
Mann von der Versicherung. Er wird den 
Prozess gegen deinen Anwalt führen. 
Und um achzehn kommen die Krücken. 
Die brauchst du jetzt nämlich, du Schlaffi. 
Ich weiss, Hannelore. Ich wollte von der 
Schule schreiben. Wo liegt denn da der 
Unterschied? Andreas Aebi

His Master’s Noise

Sie wiederholen sich, die bürger-
lichen Steuersenkungsbegehren. 
Nun ist die CVP an der Reihe mit 
dem schön klingenden Begeh-
ren «Heiratsstrafe abschaffen». 
Sicher ist dabei nur eines: Bund 
und Kantone würden bei einer 
Annahme hohe Steuerausfälle 
hinnehmen müssen.

Die Initiative will in der Ver-
fassung verankern, dass Ehe-
paare steuerlich eine Wirt-
schaftsgemeinschaft bilden und 
nicht benachteiligt werden, 
namentlich nicht bei den Steuern 
und Sozialversicherungen. Die 
Ehe soll definiert werden als die 
auf Dauer angelegte und gesetz-
lich geregelte Lebensgemein-
schaft von Mann und Frau. 
Diese enge Umschreibung der 
Ehe (Ausschluss von gleichge-
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Volksinitiative «Für Ehe und Familie – gegen die Heiratsstrafe»

Es drohen hohe Steuerausfälle
schlechtlichen Paaren) war im 
Parlament einer der Gründe für 
die Ablehnung des Volksbegeh-
rens. Zudem wird mit der Initi-
ative die Individualbesteuerung 
verunmöglicht, was ebenfalls 
für Nein-Stim men sorgte. Was in 
der Debatte bisher in den Hinter-
grund gerückt ist, sind die Steu-
erausfälle. Für die Umsetzung 
der Initiative stünden nämlich 
zwei Modelle im Vorder grund: 
das Splitting und die alternative 
Steuerberechnung. 

Beim Splitting entstehen dem 
Bund jährlich Mindereinnahmen 
zwischen 1,2 und 2,3 Milliarden 
Franken. Bei der alternativen 
Steuerberechnung sind es 1,2 
Milliarden Franken. Weil die Kan-
tone mit 17 Prozent (und nach der 
Unternehmenssteuerreform III mit 

20,5 oder 21,2 Pro zent) an den 
Einnahmen partizipieren, entfiele 
rund 1/5 der Ausfälle auf sie.

Wo kommt Heiratsstrafe vor?

Aufgrund eines Bundesgerichts-
urteils aus dem Jahre 1984 ha-
ben Bund und Kantone ihre 
Steuergesetze angepasst. Bei der 
Bundessteuer sind heute noch 
80’000 (sehr gut verdienende) 
Paare  betroffen, bei den Kanto-
nen gibt es noch Fälle im Aargau, 
in der Waadt und im Wallis. Es 
gelten zwei Grundregeln: Je 
weniger ein Paar verdient, desto 
eher lohnt sich eine Heirat – dank 
Abzügen und einem günstigeren 
Verheira tetentarif. Und je un-
terschiedlicher die Einkommen 
beider Partner, desto besser fah-
ren sie mit der Ehe. Über alle 
Fälle hinweg kommen Ehepaare 
schon heute meist besser weg als 
Konkubinatspaare. Statt von Hei-
ratsstrafe müsste deshalb eher die 
Rede von Konkubinatsstrafe sein.

Schon die Anti-Minarett-Initiative 
und die Ausschaffungs-Initiative 
waren hart an der Grenze des 
Erträglichen. Mit der Durchset-
zungsinitiative (DSI) und der 
infamen Propaganda dazu, haut 
die SVP dem Fass nun endgültig 
den Boden aus.
Nach den Bundesratswahlen hat 
die SVP zu Recht einen zwei-
ten Bundesratssitz verlangt und 
diesen auch erhalten. Die Art 
und Weise jedoch, wie die SVP 
dem Parlament vor den Wahlen 
drohte, widerspiegelt ihr Demo-
kratieverständnis: sie hat kei-
nes! Das Gefasel vom Volk als 
oberster Instanz nimmt immer 
mehr diktatorische Züge an. 
Das Völkerrecht soll auf dem 
Altar der Fremdenfeindlichkeit 
geopfert werden. Dass man sich 
dabei unverschämter Lügen be-
dient, scheint – mindestens der 
Parteispitze – egal zu sein. In der 
Hetzschrift, die Anfang Jahr in 
sämtliche Haushalte verschickt 
wurde, fanden sich Falschaus-
sagen und falsche Statistiken. 
Noch dicker trug der Zürcher 
Neo-Nationalrat Hans-Ueli Vogt 
in der «Schweiz am Sonntag» auf: 
«Secondos gehören zwar nicht zur 
Gemeinschaft der Schweizer Bür-

Nein zur Durchsetzungsinitiative

Das Schweigen brechen
ger, aber sie gehören zu unserer 
Rechts- und Sozialgemeinschaft. 
Aus dieser Gemeinschaft können 
und sollen wir Menschen nicht 
ausschliessen. Wer hier geboren 
ist, soll auch nach einer Annahme 
der DSI in der Schweiz bleiben dür-
fen.» Im Initiativtext steht etwas 
ganz anderes, und Herr Vogt weiss 
dies nur zu gut. Der Rechtspro-
fessor ist niemals so doof, dass er 
auch glaubt, was er gesagt hat. 
Offensichtlich hat man in der 
SVP-Führungsetage kalte Füsse 
gekriegt, und um die Abstimmung 
nicht zu verlieren, hat man Vogt 
zu dieser Lüge gedrängt.

Völkerrecht und Menschenrechte 
sind nicht verhandelbar

Was SVP-Vordenker Christoph 
Blocher in seiner jüngsten Albis-
güetli-Rede vom Stapel gelassen 
hat, spottet endgültig jeglicher 
Beschreibung: Im Zusammen-
hang mit der DSI plädiert er für 
die Absolutheit des Volkswillens, 
der Nationalität und der Souve-
ränität. Damit würde jedoch die 
Gewaltenteilung aufgehoben. 
Und Blocher «vergisst», dass  
der Volkswille seine Grenze am 
Recht der andern Völker hat. Der 
Ausbau des Völkerrechts auf Basis 

der Menschenrechte ist eine der 
grössten Errungenschaften seit 
dem Zweiten Weltkrieg. Mit der 
Charta vom 26. Juni 1945 wollte 
die internationale Staatengemein-
schaft nach den Gräueltaten der 
Nazis ein für allemal sicherstellen, 
dass so etwas nie mehr passieren 
kann. Ist es bloss Zufall, dass aus-
gerechnet jene Partei, in der es 
immer wieder braune Tendenzen 
gibt, die Bundesverfassung über 
das Völkerrecht stellen will? In der 
Logik der SVP ist die Schweiz in-
telligenter als alle anderen Länder 
und braucht sich deshalb von nie-
mandem etwas sagen zu lassen. Es 
ist höchste Zeit das Schweigen zu 
brechen und die politische Rechte 
in unserem Land mit einem deut-
lichen Nein zur DSI zur Vernunft 
zu bringen!
Selbst namhafte SVP-Magistraten 
wie der Berner Justizdirektor 
Christoph Neuhaus stellen sich 
klar gegen die DSI. Und auch 
BDP-Präsident Martin Landolt, 
Präsident der BDP Schweiz, redet 
Klartext: «Die DSI rüttelt an den 
Grundfesten der Gewaltentren-
nung (...). Es geht bei dieser Frage 
eigentlich gar nicht mehr um die 
Ausschaffung krimineller Auslän-
der, sondern (...) um die Frage, 
ob das Schweizer Stimmvolk 
bewusst gegen seine eigenen 
Grundrechte sowie gegen die 
Menschenrechte verstossen will.»

Bernhard Antener

Durch die Doppelvakanz von Andreas Rickenbacher und 
Philippe Perrenoud besteht die grosse Gefahr, dass es 
nach 10 Jahren erfolgreicher rot-grüner Regierungs-
politik zu einer bürgerlicher Mehrheit im bernischen 
Regierungsrat kommt. Die beiden SP-Kandidaten 
Christoph Ammann und Roberto Bernasconi verfügen 
beide über einen breitgefächerten Leistungsausweis. 
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Christoph Amman und Roberto Bernasconi

Rot-grüne Mehrheit verteidigen

Roberto Bernasconi 
geb. 1964, verheiratet, zwei Kinder, wohnt in Mallerey

Sprachen: Französisch, Italienisch, Deutsch, Grundkenntnisse in Englisch

Schulleiter der Grundschule Valbirse (seit Aug. 2015), Praxislehrer am 
Staatlichen Seminar Biel, dann SUB an der Pädagogischen Hochschule 
Biel (1996-2012), Lehrer an der Grundschule Mallerey (seit 1989)

Grossrat (seit 2009), Gemeindepräsident von Mallerey (2010-2014), 
Vizepräsident der SP Kanton Bern (seit 2013), Mitglied der Finanzkom-
mission des Grossen Rates (seit 2014)

Mitglied Aufsichtsrat Ausgleichskasse des Kt. Bern und der IV-Stelle 
Bern (seit 2014), Präsident der Arbeitsverwaltung SSEVT (2005-2012), 
Vorstandsmitglied des Heims La Colline (2005-2012), Mitglied der 
Lehrergewerkschaft Jura Bernois (seit 1989)

Auf meine politische Erfahrung als Gemeindepräsident 
und im kantonalen Parlament; auf meine berufliche 
Führungserfahrung; auf den Leistungsausweis der rot-
grünen Regierung in den letzten 10 Jahren.

Aus dem Berner Jura bin ich es gewohnt, mit den 
Menschen an der Basis Wahlkampf zu machen und für 
meine Werte einzustehen. Genau das möchte ich auch 
in diesem Wahlkampf machen. 

 Worauf legst Du Deinen 
Fokus im Wahlkampf?

Warum möchtest Du 
Regierungsrat werden?

Generell: Ohne rot-grüne Mehrheit droht ein Kahlschlag, 
etwa in der Bildung, im Gesundheitswesen und beim 
Personal. Persönlich: Nach zehn Jahren im Parlament ist 
der Reiz für diese Herausforderung gross.

Nach zwölf Jahren im Gemeinderat von Malleray, da-
von vier als Gemeindepräsident, sowie sechs Jahren im 
Grossen Rat möchte ich als neue Herausforderung den 
Jurasitz im Regierungsrat übernehmen. 

Wo liegen Deine poli-
tischen Schwerpunkte? 

Bildung; Sozialpolitik, insbesondere Menschen mit 
Behinderungen; Wirtschaftspolitik. 

Als Mitglied der Finanzkommission natürlich Finanzen; 
Sozialpolitik, insbesondere die Sozialdienste; Asylpolitik.

Nenne drei politische 
Erfolge von Dir

– Mein Engagement bei der ASP-Sparübung gegen 
drastische Kürzungen bei Behinderteninstitutionen 
und bei der Spitex.

– Die Überweisung meiner Motion zur Förderung von 
Gemeindefusionen.

– Viele kleine Erfolge in der Kommissionsarbeit bei der 
Suche nach vernünftigen Kompromissen.

– In Malleray war ich verantwortlich für den Neubau 
einer Schule und einer ökologischen Siedlung sowie 
für die Gemeindefusion.

– Die Überweisung meiner Motion, dank der man auch 
nach einer Gemeindefusion seinen Heimatort behält.

– Die Überweisung meiner Motion zur Gleichbehand-
lung bei der Besteuerung tiefer Renteneinkommen. 

Was möchtest Du als 
Regierungsrat erreichen? 

Fortschrittliche Energiepolitik weiterführen, nachhaltige 
Raumentwicklung fördern, Bildung stärken, soziale 
Stabilität sichern, Hauptstadtregion positionieren. 

Ich möchte für eine gute Sozialpolitik und eine gerechte 
Verteilung des Reichtums kämpfen. Weiter sind mir die
Bildung, die Sicherheit und der öffentliche Verkehr 
wichtige Anliegen.

Christoph Ammann
geb. 1969, verheiratet, zwei Kinder, wohnt in Meiringen

Sprachen: Deutsch, Englisch, Französisch, Grundkenntnisse in Italienisch, 
Russisch und Griechisch

Rektor des Gymnasiums Interlaken (seit Aug. 2011), Gymnasiallehrer 
für Deutsch und Latein (seit Aug. 1993)

Grossrat (seit 2006), Gemeindepräsident von Meiringen (1999-2005), 
Präsident Regionalplanung Oberland Ost (2004-2008), Mitglied der SP 
Meiringen-Oberhasli (seit 1993)

Verwaltungsratspräsident Raiffeisenbank Region Haslital-Brienz (seit 
2012), Stiftungsrat Dr. Gustav E. Kruck-Stiftung (seit 2012), Präsident 
Procap Bern (seit 2008), Stiftungsmitglied Pro Patria Schweiz (seit 2008), 
Verband Musikfestwoche Meiringen (seit 2007), Mitglied Bernischer 
Staatspersonalverband (seit 2006)

Sie waren in kommunalen Führungspositionen aktiv, 
kennen den Politbetrieb auf kantonaler Ebene durch 
ihre Grossratsmandate und zeichnen sich auch sonst 
durch zahlreiche Engagements in verschiedensten 
Themenbereichen aus. Es kann keine Rede davon sein, 
dass für die SP nur die zweite Garde oder gar «Hinter-
bänkler» antreten würden. 

Niklaus Müller


